
URTEIL VOM 18. 12. 1986 — RECHTSSACHE 10/86 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Dritte Kammer) 

18. Dezember 1986 * 

In der Rechtssache 10/86 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribunal de 
grande instance Paris in dem vor diesem anhängigen Rechtsstreit 

VAG France SA, Paris, 

gegen 

Établissements Magne SA, Angoulême, 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Verordnung 
Nr. 123/85 der Kommission vom 12. Dezember 1984 über die Anwendung von 
Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag auf Gruppen von Vertriebs- und Kundendienst­
vereinbarungen über Kraftfahrzeuge (ABl. 1985, L 15, S. 16) 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten Y. Galmot, der Richter U. Everling 
und J. C. Moitinho de Almeida, 

Generalanwalt: J. Mischo 

Kanzler: S. Hackspiel, Verwaltungsrätin 

Beteiligte, die schriftliche und mündliche Erklärungen abgegeben haben: 

— VAG France SA, vertreten durch Rechtsanwalt Yann François, Paris, 

— Établissements Magne SA, vertreten durch Rechtsanwalt Jean Threard, Paris, 

— Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechts­
berater Norbert Koch, 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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aufgrund des Sitzungsberichts und der mündlichen Verhandlung vom 4 November 
1986, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der mündlichen Ver­
handlung vom 27. November 1986, 

folgendes 

URTEIL 

1 Das Tribunal de grande instance Paris hat mit Urteil vom 18. Dezember 1985, 
beim Gerichtshof eingegangen am 16. Januar 1986, gemäß Artikel 177 EWG-Ver­
trag eine Frage nach der Auslegung der Verordnung Nr. 123/85 der Kommission 
vom 12. Dezember 1984 über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 EWG-Ver­
trag auf Gruppen von Vertriebs- und Kundendienstvereinbarungen über Kraftfahr­
zeuge (ABl. 1985, L 15, S. 16) zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit der VAG France SA, der französischen 
Vertriebsgesellschaft für Fahrzeuge und sonstige Erzeugnisse der Marken Volks­
wagen und Audi, gegen die Établissements Magne SA, die ausschließliche Ver­
tragshändlerin für den Verkauf von VW- und Audi-Erzeugnissen an Endabnehmer 
und für den diesbezüglichen Kundendienst für verschiedene Kantone des Bezirks 
Angoulême. In dem Rechtsstreit geht es um den Abbruch der Geschäftsbeziehun­
gen zwischen den Parteien des Ausgangsverfahrens nach einer Meinungsverschie­
denheit über die Folgen, die sich für den zwischen ihnen bestehenden Vertrag aus 
dem Inkrafttreten der Verordnung Nr. 123/85 ergeben. 

3 Gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung Nr. 123/85 ist eine Freistellung vom 
Verbot des Artikels 85 Absatz 1 EWG-Vertrag für bestimmte Gruppen von Ver­
triebsvereinbarungen über Kraftfahrzeuge von der Voraussetzung abhängig, daß es 
sich entweder um eine Vereinbarung von bestimmter, mindestens vier Jahre betra­
gender Dauer oder um eine Vereinbarung von unbestimmter Dauer mit einer Kün­
digungsfrist von mindestens einem Jahr handelt. 
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4 Aus den Akten geht hervor, daß die Geschäftsbeziehungen zwischen den Parteien 
des Ausgangsverfahrens durch Einheitsverträge geregelt waren, die jedes Jahr für 
die Dauer eines Jahres abgeschlossen wurden, zuletzt am 18. Dezember 1984 für 
den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1985. Nach Erlaß der Verord­
nung Nr. 123/85 schlug die Klägerin der Beklagten vor, vom 1. Januar 1986 an 
einen neuen Vertrag von unbestimmter Dauer abzuschließen, machte jedoch den 
Abschluß dieses Vertrages von der Verwirklichung bestimmter Absatzziele für das 
laufende Jahr abhängig. Die Beklagte lehnte diesen Vorschlag ab und verlangte 
den Abschluß eines neuen Vertrages mit einer festen Laufzeit von vier Jahren, da 
es sich bei dem bestehenden, der Verordnung Nr. 123/85 anzupassenden Vertrag 
selbst um einen Vertrag von bestimmter Dauer handele. 

5 Das Tribunal de grande instance Paris führte aus, der Streit zwischen den Parteien 
gehe im wesentlichen darum, ob das Inkrafttreten der Verordnung Nr. 123/85, 
wie die Beklagte geltend mache, sie zu einer Änderung des laufenden Vertrages 
verpflichte, um diesen durch eine Verlängerung seiner Laufzeit auf vier Jahre ins­
besondere mit Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung in Einklang zu bringen, oder ob 
es, wie die Klägerin meine, lediglich dazu führe, daß die Alleinvertriebs- und die 
"Wettbewerbsverbotsklausel sowie möglicherweise der gesamte Vertrag — bis zum 
Ablauf des Vertrages oder bis zum Abschluß einer neuen, mit den Gemeinschafts­
vorschriften übereinstimmenden Vereinbarung zwischen den Parteien — nichtig 
seien. Das Tribunal de grande instance hat es für die Entscheidung dieser Streit­
frage für erforderlich gehalten, dem Gerichtshof eine Frage 

„über die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 123/85 vom 12. Dezember 
1984 auf den am 18. Dezember 1984 für die Dauer von einem Jahr — vom 
1. Januar 1985 bis zum 31. Dezember 1985 — ohne eine Klausel über eine still­
schweigende Verlängerung geschlossenen Vertrag zwischen der VAG France SA 
und den Établissements Magne SA unter Berücksichtigung der von den Parteien ... 
vertretenen Auffassungen" 

vorzulegen. 

6 Wegen einer ausführlicheren Darstellung des Sachverhalts, der einschlägigen ge­
meinschaftsrechtlichen Regelung und der Erklärungen, die die Parteien des Aus­
gangsverfahrens und die Kommission vor dem Gerichtshof abgegeben haben, wird 
auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im folgenden nur inso­
weit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

4086 



VAG FRANCE/MAGNE 

7 Zuerst ist darauf hinzuweisen, daß der Gerichtshof im Rahmen des Artikels 177 
EWG-Vertrag nicht befugt ist, Vorschriften des Gemeinschaftsrechts auf Einzel­
fälle anzuwenden. Er kann jedoch aus dem Wortlaut der von dem vorlegenden 
Gericht formulierten Frage unter Berücksichtigung der von diesem angeführten 
Gegebenheiten diejenigen gemeinschaftsrechtlichen Gesichtspunkte herausarbeiten, 
die es dem nationalen Gericht ermöglichen, das Rechtsproblem zu lösen, mit dem 
es befaßt ist. 

8 So verstanden geht die vom Tribunal de grande instance Paris gestellte Frage da­
hin, ob Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung Nr. 123/85 zwingende Vorschriften 
aufstellt, die unmittelbar die Gültigkeit oder den Inhalt des gesamten Vertrages 
oder einzelner Vertragsklauseln berühren oder die Vertragsparteien dazu ver­
pflichten, den Inhalt ihres Vertrages diesen Vorschriften anzupassen. 

9 Zur Beantwortung dieser Frage bedarf es der Auslegung der Verordnung Nr. 
123/85 im Lichte des Artikels 85 EWG-Vertrag und der Verordnung Nr. 19/65 
des Rates vom 2. März 1965 über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des 
Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten Ver­
haltensweisen (ABl. S. 533), auf deren Grundlage sie erlassen wurde. 

10 Gemäß Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag sind Vereinbarungen zwischen Unter­
nehmen, die den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen geeignet 
sind und eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes bezwecken oder bewirken, mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbar und verboten. Nach Artikel 85 Absatz 2 EWG-Vertrag 
sind solche Vereinbarungen nichtig, es sei denn, die Bestimmungen des Absatzes 1 
seien von der Kommission gemäß Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag für nicht 
anwendbar erklärt worden. 

1 1 Die in Artikel 85 Absatz 3 vorgesehene Entscheidung über die Nichtanwendbarkeit 
von Artikel 85 Absatz 1 kann von der Kommission entweder aufgrund der Verord­
nung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962, der Ersten Durchführungsverord­
nung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages (ABl. S. 204), in der Form einer 
Einzelfallentscheidung für eine bestimmte Vereinbarung getroffen werden oder 
aufgrund von Artikel 1 der Verordnung Nr. 19/65 im Wege einer Freistellungsver­
ordnung für bestimmte Gruppen von Vereinbarungen. In einer solchen Verord­
nung setzt die Kommission die Voraussetzungen fest, unter denen das Verbot des 
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Artikels 85 Absatz 1 auf eine Vereinbarung nicht anwendbar ist, obwohl diese an 
und für sich die Voraussetzungen dieses Verbots erfüllt. 

12 Als Durchführungsverordnung zu Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag beschränkt 
sich die Verordnung Nr. 123/85 darauf, den Wirtschaftsteilnehmern des Kraft­
fahrzeugsektors bestimmte Möglichkeiten an die Hand zu geben, ihre Vertriebs­
und Kundendienstvereinbarungen dem Verbot des Artikels 85 Absatz 1 zu entzie­
hen, obwohl sie bestimmte Arten von Alleinvertriebs- und Wettbewerbsverbots­
klauseln enthalten. Die Verordnung Nr. 123/85 verpflichtet die Wirtschaftsteilneh-
mer jedoch nicht dazu, von diesen Möglichkeiten Gebrauch zu machen. Sie be­
wirkt auch weder eine Änderung des Inhalts einer solchen Vereinbarung noch de­
ren Nichtigkeit, wenn nicht alle Voraussetzungen der Verordnung erfüllt sind. 

1 3 Erfüllt eine Vereinbarung nicht alle Voraussetzungen der Verordnung, so können 
die Vertragsparteien entweder bei der Kommission eine Einzelfallentscheidung 
über die Nichtanwendbarkeit des Artikels 85 Absatz 1 beantragen oder geltend 
machen, daß die Voraussetzungen einer anderen Freistellungsverordnung für an­
dere Gruppen von Vereinbarungen erfüllt sind, oder aber dartun, daß die betref­
fende Vereinbarung aus anderen Gründen nicht mit dem Verbot des Artikels 85 
Absatz 1 unvereinbar ist. 

1 4 Ferner sind nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes (Urteile vom 30. Juni 1966 
in der Rechtssache 56/65, Société Technique Minière, Slg. 1966, 282, und vom 14. 
Dezember 1983 in der Rechtssache 319/82, Société de vente de ciments et bétons 
de l'Est, Slg. 1983, 4173) die Auswirkungen der Nichtigkeit der mit Artikel 85 
Absatz 1 EWG-Vertrag unvereinbaren vertraglichen Bestimmungen auf die übri­
gen Bestandteile des Vertrages oder auf andere vertragliche Verpflichtungen nicht 
nach Gemeinschaftsrecht zu beurteilen. 

15 Es ist Sache des nationalen Gerichts, die Tragweite einer möglichen Nichtigkeit 
bestimmter Vertragsbestimmungen nach Artikel 85 Absatz 2 sowie deren Auswir­
kungen auf die gesamten vertraglichen Beziehungen nach dem einschlägigen natio­
nalen Recht zu beurteilen. Insbesondere bestimmt sich nach nationalem Recht, ob 
eine solche Nichtigkeit zur Folge haben kann, daß die Vertragsparteien verpflich­
tet sind, den Inhalt ihres Vertrages anzupassen, damit er nicht nichtig wird, und 
gegebenenfalls zu diesem Zweck eine der in Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 123/85 in bezug auf die Vertragsdauer vorgesehenen Möglichkeiten zu wäh­
len. 
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16 Deshalb ist auf die Frage des Tribunal de grande instance Paris wie folgt zu ant­
worten: Die Verordnung Nr. 123/85 der Kommission vom 12. Dezember 1984 
über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Ver­
triebs- und Kundendienstvereinbarungen über Kraftfahrzeuge (ABl. 1985, L 15, 
S. 16) stellt keine zwingenden Vorschriften auf, die die Gültigkeit oder den Inhalt 
von Vertragsbestimmungen unmittelbar berühren oder die Vertragsparteien zur 
Anpassung des Vertragsinhalts verpflichten. Sie legt vielmehr nur Voraussetzungen 
fest, bei deren Erfüllung bestimmte Vertragsbestimmungen vom Verbot und damit 
von der Nichtigkeit nach Artikel 85 Absätze 1 und 2 EWG-Vertrag ausgenom­
men sind. Es ist Sache des nationalen Gerichts, die Folgen einer möglichen Nich­
tigkeit einzelner Vertragsbestimmungen nach dem einschlägigen nationalen Recht 
zu beurteilen. 

Kosten 

17 Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die vor dem Ge­
richtshof Erklärungen abgegeben hat, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien 
des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichtshof ein Zwischenstreit 
in dem vor dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Die Kostenentschei­
dung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

auf die ihm vom Tribunal de grande instance Paris mit Urteil vom 18. Dezember 
1985 vorgelegte Frage für Recht erkannt: 

Die Verordnung Nr. 123/85 der Kommission vom 12. Dezember 1984 über die 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Vertriebs­
und Kundendienstvereinbarungen über Kraftfahrzeuge (ABl. 1985, L 15, S. 16) 
stellt keine zwingenden Vorschriften auf, die die Gültigkeit oder den Inhalt von 
Vertragsbestimmungen unmittelbar berühren oder die Vertragsparteien zur Anpas­
sung des Vertragsinhalts verpflichten. Sie legt vielmehr nur Voraussetzungen fest, 
bei deren Erfüllung bestimmte Vertragsbestimmungen vom Verbot und damit von 
der Nichtigkeit nach Artikel 85 Absätze 1 und 2 EWG-Vertrag ausgenommen 
sind. 
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Es ist Sache des nationalen Gerichts, die Folgen einer möglichen Nichtigkeit einzel­
ner Vertragsbestimmungen nach dem einschlägigen nationalen Recht zu beurteilen. 

Galmot Everling Moitinho de Almeida 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 18. Dezember 1986. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Dritten Kammer 

Y. Galmot 
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